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Synopse zum Kirchengesetz zur Änderung des Kirchlichen Versorgungsgesetzes (KVG) 
 
 

Alte Fassung 
 

§ 17 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Abgeordnetenentschädigung 

oder mit Versorgungsbezügen aus einer früheren Abgeordnetentätigkeit 
 
(1) Erhält ein Versorgungsberechtigter eine Entschädigung aus der Mitglied-
schaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in einer 
gesetzgebenden Körperschaft eines Landes, so wird die Entschädigung nach 
Maßgabe von Satz 2 auf die Versorgungsbezüge angerechnet. Anrechnungs-
frei bleibt ein Drittel des jeweiligen Bruttobetrages der Versorgungsbezüge, 
mindestens ein Betrag in der jeweiligen Höhe der ruhegeha ltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 des Bundesbesoldungsge-
setzes. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Versorgungsbezüge aus Mitgliedschaft in 
Parlamenten. 
 
 

§ 21 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

 
(1) Erhalten Versorgungsberechtigte aus einer gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung für 
Angehörige des kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienstes 
Rentenleistungen, so sind neben den Renten die Versorgungsbezüge nur bis 
zu der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 18 Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

 
Neue Fassung 

 
§ 17 

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Abgeordnetenentschädigung 
oder mit Versorgungsbezügen aus einer früheren Abgeordnetentätigkeit 

 
(1) Erhält ein Versorgungsberechtigter eine Entschädigung aus der Mitglied-
schaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundestag oder in einer 
gesetzgebenden Körperschaft eines Landes, so wird die Entschädigung nach 
Maßgabe von Satz 2 auf die Versorgungsbezüge angerechnet. Anrechnungs-
frei bleibt ein Drittel des jeweiligen Bruttobetrages der Versorgungsbezüge, 
mindestens ein Betrag in der jeweiligen Höhe der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 2 des Bundesbesoldungsge-
setzes. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Versorgungsbezüge aus Mitgliedschaft in 
Parlamenten. 
 
 

§ 21 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

 
(1) Erhalten Versorgungsberechtigte aus einer gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung für 
Angehörige des kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienstes Rentenleis-
tungen, so sind neben den Renten die Versorgungsbezüge nur bis zu der in 
Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 18 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
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(2) Als Höchstgrenze gelten 
1. für Empfänger von Ruhegehalt der Betrag, der sich als Ruhegehalt erge-

ben würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden 
a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen das Endgrundgehalt der Be-

soldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, 
b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die nach § 8 Kirchliches Versorgungs-

gesetz und § 13 Beamtenversorgungsgesetz berechnete Zeit und die 
bei der Rente berücksichtigten zusätzlichen, nach der Vollendung des 
17. Lebensjahres liegenden Zeiten in einer rentenversicherungspflich-
tigen Beschäftigung oder Tätigkeit, 

 
 

2. für Witwen und Waisen  der Betrag, der sich als Witwen- oder Wai-
sengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und 
der nach dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden kinderbezoge-
nen Stufe des Familienzuschlags aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 erge-
ben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. bei Empfängern von Ruhegehalt (Abs. 2 Nr. 1) die Hinterbliebenenrenten 

aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit der Ehegatten, 
2. bei Witwen und Waisen (Abs. 2 Nr. 2) Renten aufgrund einer eigenen 

Beschäftigung oder Tätigkeit. 
(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der Teil der 
Rente (Absatz 1), der 
1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre aufgrund freiwilliger Weiterversi-

cherung oder Selbstversicherung zu den gesamten Rentenversicherungs-
jahren oder, wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Ver-
hältnis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der Summe der Wert-
einheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Aus-
fallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem 
Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der 
Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zu-
rechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht, 

2 . auf einer Höherversicherung beruht. 
 Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Beiträge 

oder Zuschüsse in dieser Höhe gele istet hat. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 
1. für Empfänger von Ruhegehalt der Betrag, der sich als Ruhegehalt ergeben 

würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden 
a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen das Endgrundgehalt der 

Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, 
b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten siebzehn-

ten Lebensjahr bis zum Eintritt des Versorgungsfalles abzüglich 
von Ze iten nach § 12 a Beamtenversorgungsgesetz, zuzüglich von 
Zeiten, um die sich die  ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht, und 
der bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer rentenversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des 
Versorgungsfalles, 

2. für Witwen und Waisen der Betrag, der sich als Witwen- oder Waisengeld 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und der nach 
dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden kinderbezogenen Stufe des 
Familienzuschlags aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 ergeben würde. 

 
(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. bei Empfängern von Ruhegehalt (Abs. 2 Nr. 1) die Hinterbliebenenrenten 

aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit der Ehegatten, 
2. bei Witwen und Waisen (Abs. 2 Nr. 2) Renten aufgrund einer eigenen 

Beschäftigung oder Tätigkeit. 
(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der Teil der Ren-
te (Absatz 1), der  
1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre aufgrund freiwilliger Weiterversi-

cherung oder Selbstversicherung zu den gesamten Rentenversicherungs-
jahren oder, wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Ver-
hältnis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der Summe der Wert-
einheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Aus-
fallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem 
Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der 
Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zu-
rechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 
  Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Beiträge 

oder Zuschüsse in dieser Höhe gele istet hat. 
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(5) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen gleich 
1. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen im Sinne des § 55 Abs. 8 

des Beamtenversorgungsgesetzes, 
2. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen von Versicherungsträgern 

mit Sitz im Beitrittsgebiet sowie Leistungen aufgrund der Zugehörigkeit 
zu Zusatz- und Sonderversorgungssystemen. 

 
 

§ 36 b 
Erneute Übertragung einer Pfarrstelle oder allgemeinkirchlichen Aufgabe 

 
Bei Pfarrern und Pastorinnen, denen nach dem 1. Mai 2004 nach Art. 105 b 
Pfarrerergänzungsgesetz oder § 110 Pfarrergesetz erneut eine Pfarrstelle oder 
allgemeinkirchliche Aufgabe übertragen worden ist, bleibt der dem früheren 
Ruhegehalt zugrunde gelegte Ruhegehaltsatz gewahrt, wenn der Ruhegehalt-
satz für das neue Ruhegehalt hinter dem Ruhegehaltsatz für das frühere Ruhe-
gehalt zurückbleibt. 
 
 

(5) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen gleich 
1. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen im Sinne des § 55 Abs. 8 

des Beamtenversorgungsgesetzes, 
2. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen von Versicherungsträgern 

mit Sitz im Beitrittsgebiet sowie Leistungen aufgrund der Zugehörigkeit 
zu Zusatz- und Sonderversorgungssystemen. 

 
 

§ 36 b 
Erneute Übertragung einer Pfarrstelle oder allgemeinkirchlichen Aufgabe 

 
(1) Bei Pfarrern und Pastorinnen, denen nach dem 1. Mai 2004 nach Art. 
105 b Pfarrerergänzungsgesetz oder § 110 Pfarrergesetz erneut eine Pfarrstelle 
oder allgemeinkirchliche Aufgabe übertragen worden ist, bleibt der dem frü-
heren Ruhegehalt zugrunde gelegte Ruhegehaltsatz gewahrt, wenn der Ruhe-
gehaltsatz für das neue Ruhegehalt hinter dem Ruhegehaltsatz für das frühere 
Ruhegehalt zurückbleibt  
(2) Bei Pfarrern und Pastorinnen, denen nach Art. 105 b Pfarrerergän-
zungsgesetz erneut eine Pfarrstelle oder allgemeinkirchliche Aufgabe 
übertragen worden ist, gilt für die Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit § 8 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 entsprechend, es sei denn, der zeitliche 
Ruhestand geht in einen dauernden Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
gemäß § 105 Pfarrergesetz. 

 


